
 
 

 

 

II.  GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 

§ 4 

 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 520.375.765,57. 

 

(2) Es ist eingeteilt in 162.801.664 Stückaktien. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 2928. April 

20262031 das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 52156.000.000,00 durch 

Ausgabe neuer Stückaktien gegen BareinlagenBar- und/oder Sacheinlagen zu erhö-

hen (Genehmigtes Kapital I2026) und dabei gemäß § 5 Abs. 4 der Satzunggegebenen-

falls einen vom Gesetz abweichenden Beginn der Gewinnbeteiligung zu bestimmen. 

Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal oder mehrmals ausgenutzt werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Das ge-

setzliche Bezugsrecht kann den Aktionären auch in der Weise eingeräumt werden, 

dass die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-

recht). 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen, 

(einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. 

AktG verbundene Unternehmen), auszuschließen.1 

 

Zudem ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien an Personen ausgegeben wer-

den sollen, die in einem Arbeitsverhältnis mit der GEA Group Aktiengesellschaft oder 

einer ihrer Konzerngesellschaften stehen. Die neuen Aktien können in diesem Fall 

 
1  Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für diese Konstellation vormals verortet in § 4 Abs. 4 

der Satzung. 
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auch über ein Kreditinstitut oder ein anderes, die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 

Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen ausgegeben werden.2 

 

Des Weiteren ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip 

dividend) auszuschließen, bei der den Aktionären angeboten wird, ihren Dividenden-

anspruch wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer 

Aktien in die Gesellschaft einzulegen.3 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, wenn der Aus-

gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis für Aktien der Gesellschaft gleicher Aus-

stattung im Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich unterschrei-

tet. Im Rahmen dieses Ausschlusses des Bezugsrechts dürfen die auszugebenden Ak-

tien 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

(Höchstgrenze). Die Höchstgrenze vermindert sich um den anteiligen Betrag des 

Grundkapitals, der auf eigene Aktien der Gesellschaft entfällt, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 

Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Die Höchstgrenze ver-

mindert sich ferner um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Ak-

tien entfällt, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Opti-

onsrechten bzw. -pflichten auszugeben sind, die von der GEA Group Aktiengesell-

schaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.4 

 

Schließlich ist Dder Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit es erforderlich ist, (i) um Spitzenbe-

träge auszugleichen und (ii) um den Gläubigern der von der GEA Group Aktiengesell-

schaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

 
2  Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für diese Konstellation vormals verortet in § 4 Abs. 4 

der Satzung. 
3  Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für diese Konstellation vormals verortet in § 4 Abs. 4 

der Satzung. 
4  Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für diese Konstellation vormals verortet in § 4 Abs. 5 

der Satzung. 
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in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder 

Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde. 

 

Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf insgesamt 10 % des im Zeit-

punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der 

Gesellschaft nicht übersteigen (ausgenommen die Ausgabe unter Bezugsrechtsaus-

schluss für Spitzenbeträge). Auf diese Grenze sind anzurechnen (i) Aktien, die auf-

grund anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden, 

sowie (ii) Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-

geben werden. Diese Anrechnungen entfallen, und das ursprüngliche Ermächtigungs-

volumen steht wieder zur Verfügung, sobald eine nachfolgende Hauptversammlung 

den Vorstand neuerlich zur Ausgabe oder Veräußerung von Aktien oder von Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ermächtigt. 

 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigtengenehmigten Kapital III sowie 

die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

 
(4) (6) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 52.000.000,00 durch Ausgabe von neuen, 

auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 20212026). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von 

Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrechten 

oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente, die 

die GEA Group Aktiengesellschaft oder deren Konzernunternehmen aufgrund des Er-

mächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 3029. April 20212026 ausgege-

ben haben, ihre Wandlungs- oder Optionsrechte ausüben bzw. Wandlungs- oder Opti-

onspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit die Wand-

lungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene 

Aktien, durch Ausgabe von Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leis-

tungen bedient werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 

der vorstehend genannten Ermächtigung jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. Op-

tionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

aufgrund der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung von 
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Wandlungs- oder Optionspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermäch-

tigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzu-

setzen. 

 

 


